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3.� er alle für seine jeweilige Zweckbestimmung geltenden technischen Anforderungen sowie alle Rechls­
vorschriften und anwendbaren Normen für Erzeugnisse erfüllt sowie 

4.� seine Verwendung insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch oder Umwelt führt. 
(2)� Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates nach Maßgabe der in Absatz 1 genannten Anforderungen die Bedingun­
gen näher zu bestimmen, unter denen für bestimmte Stoffe und Gegenstände die Abfalleigenschaft endet, 
und Anforderungen zum Schutz von Mensch und Umwelt, insbesondere durch Grenzwerte für Schadstoffe. 
festzulegen. 

Te i I 2 
Grundsätze und Pflichten der Erzeuger und Besitzer von Abfällen sowie der öf­
fe ntl i c h·recht I i c he n E ntsorgu ng sträger 

Abschnitt 1� 
Grundsätze der Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung�....----­
§6� 
Abfallhierarchie� 
(1)� Maßnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung stehen in folgender Rangfolge: 

1.� Vermeidung, 
2.� Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
3.� Recycling,' -­
4.� sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung, 
5.� Beseitigung. 

(2) Ausgehend von der Rangfolge nach Absatz 1 soll nach Maßgabe der §§ 7 und 8 diejenige Maßnahme Vor­
rang haben, die den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen 
unter Berücksichtigung des Vorsorge- und Nachhalligkeitsprinzips am besten gewährleistet. Für die Betrach­
tung der Auswirkungen auf Mensch und Umwelt nach Satz 1 ist der gesamte Lebenszyklus des Abfalls zu­
grunde zu legen. Hierbei sind insbesondere zu berücksichtigen 
1.� die zu erwartenden Emissionen, 
2.� das Maß der Schonung der natürlichen Ressourcen, 
3.� die einzusetzende oder zu gewinnende Energie sowie 
4.� die Anreicherung von Schadstoffen in Erzeugnissen, in Abfällen zur Verwertung oder in daraus gewon­

nenen Erzeugnissen. 
Die technische Möglichkeit, die wirtschaftliche Zumutbarkeit und die sozialen Folgen der Maßnahme Sind zu 
beachten. 

Abschnitt 2� 
Kre Is lau fw i rt s eh a ft� 

§ 7 
Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft 
(1)� Oie Pflichten zur Abfallvermeidung richten sich nach § 13 sowie den Rechtsverordnu ngen, die auf Grund der 

§§ 24 und 25 erlassen worden sind. 
(2)� Die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen sind zur Verwertung ihrer Abfälle verpflichtet. Die Verwertung von 

Abfällen hat Vorrang vor deren Beseitigung. Der Vorrang entfällt, wenn die Beseitigung der Abfälle den 
Schutz von Mensch und Umwelt nach Maßgabe des § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 am beslen geWährleistet. Der 
Vorrang gilt nicht für Abfälle, die unmittelbar und üblicherweise durch Maßnahmen der Forschung und Ent­
wicklung anfallen. 

(3)� Die Verwertung von Abfällen, insbesondere durch ihre Einbindung in Erzeugnisse, hat ordnungsgemäß und 
schadlos zu erfolgen. Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß, wenn sie im Einklang mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes und anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos, wenn nach der 
Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beeinträchtigun­
gen des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind, insbesondere keine Schadstoffanreicherung im 
Wertstoffkreislauf erfolgt. 

(4) Die Pflicht zur Verwertung von Abfällen ist zu erfüllen, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich� zu· 
mutbar ist, insbesondere für einen gewonnenen Stoff oder gewonnene Energie ein Markt vorhanden ist oder 
geschaffen werden kann. Die Verwertung von Abfällen ist auch dann technisch möglich, wenn hierzu eine 
Vorbehandlung erforderlich ist. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist gegeben, wenn die mit der Verwertung 


